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Karikatur: Harm Bengen 

Für eine zukunftsorientierte Sozialpolitik 
Dr. Markus Juch 

nennt vor dem Start der Sondierungsgespräche zur Bildung einer neuen 
Landesregierung in Hessen die Prioritäten aus Sicht der Wohlfahrtspflege. 

D 
ie neue Landesregie­
rung ist noch dabei sich 
zu formieren. Mit der 
CDU als großer Partei 
der Regierungskoaliti-

on ist aber anzunehmen, dass der 
bisherige Kurs im Wesentlichen 
bestehen bleibt. 

Doch die politischen Herausfor­
derungen werden nicht weniger. 
Im Interesse der Wohlfahrtsver­
bände liegt es dabei natürlich, dass 
sozialpolitische Fragen nicht aus 
dem Blickfeld geraten, und dass 
das neue Regierungsprogramm 
auch für eine Politik zugunsten der 
Schwächeren in unserer Gesell­
schaft steht. Dementsprechend 
gibt es natürlich einen Forderungs­
katalog der Sozialverbände. Es ist 
klar, dass diese Forderungen nicht 
alle Eins zu Eins in Erfüllung gehen 
können, doch seitens der Wohl­
fahrtspflege ist es wichtig, hier 
deutlich zu machen, wo aus ihrer 
Sicht die Prioritäten liegen. 

Ein ganz wichtiges Thema ist das 
Wohnen. Seit Jahren gibt es auch 
in Hessen zu wenig Wohnungen 
auf dem Markt. Doch ein ange­
spannter Wohnungsmarkt sorgt 
immer für die gleichen „Verlierer": 
Kinderreiche oder Alleinerziehen­
de, Menschen mit wenig Geld, Ar­
beitslose, Menschen mit Migrati­
onshintergrund ... Für diese Grup­
pen fallen viele Wohnungen allein 
aus Kostengründen als uner­
schwinglich weg, bleiben oftmals 
nur die unzureichend sanierten 
Wohnungen übrig, die dann wie-

!neue JürdJer Jtitung 

Sprengstoff für EU 
Die „Neue Zürcher Zeitung" 
schreibt zu EU: 

So wie die Union heute aufgestellt 
ist, ist ein EU-Beitritt der Ukraine 
auf lange Sicht unrealistisch. Den 
bürokratischen Hürdenlauf wird 
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derum zu erheblichen Mehrkosten 
durch starken Heizungs- und 
Warmwasserverbrauch führen. Ein 
ewiger Kreislauf, der die Menschen 
dann auch im Sozialhilfebezug 
hält. Nur ausreichender bezahlba­
rer Wohnraum kann hier für echte 
Abhilfe sorgen. Dazu bedarf es ent­
sprechender Bauprogramme und 
Fördermöglichkeiten, damit der 
nötige Wohnraum zügig geschaf­
fen wird. Nebenbei: Die Caritas im 
Bistum Fulda kommt dieser ge­
samtgesellschaftlichen Aufgabe 
immer wieder nach und konnte 

kürzlich gerade wieder Richtfest 
für drei Gebäude mit 15 Sozialwoh­
nungen feiern. 

Ein weiterer Punkt: Integration 
und Inklusion sind wesentliche 
Bausteine für unsere bunte inho­
mogene Gesellschaft. Auf allen po­
litischen Ebenen sollte man inzwi­
schen der Wahrheit ins Gesicht se­
hen, dass Deutschland eines der 
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Politisch gescheitert 
Die „Rhein-Neckar-Zeitung" 
(Heidelberg) zu Netanjahu: 

Jedes zerbombte Haus, jedes zivile 

Opfer gebiert neuen Hass und ver­
mutlich auch neuen Terror. Die 
�chl_i ,rn _m,s�.�1:1 !:1:1�e!��I_1?_�e;,1�:1.L.

wichtigen Einwanderungsländer 
auf der Welt ist und bleiben wird -
einerseits, weil Menschen in Not 
auch in Zukunft bei uns Schutz 
und Sicherheit finden sollen. An­
dererseits wird auch das Thema 
„Fachkräftemangel" im Kontext 
mit der Migrationspolitik verstärkt 
in den Blickpunkt rücken. 

So wäre aus Sicht der Wohl­
fahrtsverbände einer der wesentli­
chen Aufgaben der nächsten hessi­
schen Landesregierung, sich um 
gelingende Integration auf allen 
gesellschaftlichen Ebenen zu be­
mühen: Wer in Deutschland leben 
will und darf, muss Möglichkeiten 
haben, zügig die Landessprache zu 
lernen. Nur so klappt das dann mit 
Schule, Ausbildung und Beruf. Die 
Inklusion in hessische Kitas sollte 

alle Kinder umfassen - dazu gehö­
ren ausländische Kinder genauso 
wie solche mit Einschränkungen. 
Geeignete Begleitung in Schule 
und zum Berufsstart sollte immer 
dann ermöglicht werden, wenn 
der Start eines jungen Menschen 
ins selbstständige Leben durch 
Lernbehinderung oder sonstige 
Einschränkungen gefährdet ist. 

Wenn das eigene Leben bei vie­
len gelingt, strahlt das auch positiv 
in unsere Gesellschaft aus. Küm­
mert sich also die neue Landesre­
gierung um die richtigen Weichen­
stellungen für die Schwächeren, 
werden alle Hessen in der Gemein­
schaft davon profitieren. Nutzen 
wir die nächsten fünf]ahre also ge­
meinsam konstruktiv für alle. 

Münchner Merkur 

Keine Experimente 
Der „Münchner Merkur" be­
merkt zur Regierung Söder: 

Der bayerische Ministerpräsident 
Markus Söder hat ein Kabinett ge­
bildet, das zu seinem Koalitionsver­
trag passt. Die Botschaft: weiterar-
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